Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3115 


Sachgebiet 63 


Der Bundesminister für Verkehr Bonn, den 4. Februar 1972 

und für das Post- und Fernmeldewesen 

E 2/32.10.00/5 Vm 72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Finanzlage von Bundesbahn und Bundespost 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Leicht, Höcherl, 
Dr. Althammer, Dr. Schmidt (Wuppertal), Dr. Müller- 
Hermann, Krammig und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache VI/3029 — 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Finanzlage von Bundes- 
bahn und Bundespost? 

Die Bundesregierung verkennt nicht, daß die Finanzlage der 
Deutschen Bundesbahn (DB) und der Deutschen Bundespost 
(DBP) angespannt ist. Sie wird jedoch nach wie vor sicherstellen, 
daß die beiden Sondervermögen ihre Aufgaben in vollem Um- 
fang erfüllen können. 


2. Mit welchen Defiziten ist im Rechnungsjahr 1972 aus heutiger 
Sicht bei diesen beiden Sondervermögen zu rechnen (unter Ein- 
beziehung der vereinbarten tariflichen Regelungen für Ange- 
stellte und Arbeiter und bei entsprechender Anwendung dieser 
Regelungen für die Beamten)? 


a) Bundesbahn 

Im Rechnungsjahr 1972 wird aus heutiger Sicht bei der DB 
mit einem Defizit bis zu 3 Mrd DM zu rechnen sein. 

b) Bundespost 

Im Rechnungsjahr 1972 wird aus heutiger Sicht bei der DBP 
mit einem Defizit von etwa 960 Mio DM zu rechnen sein, 
wobei die geplanten Gebührenmaßnahmen bereits berück- 
sichtigt sind. 


Drude: Thenee Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 54, Tel.: (02229) 6 35 51 
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3. Wie hoch sind die Verlustvorträge der beiden Sondervermögen 
aus den Vorjahren (eventuell Schätzung)? 

a) Bundesbahn 

Die Verlustvorträge der DB aus den Vorjahren betragen 
rd. 2,4 Mrd DM. 

b) Bundespost 

Der Verlustvortrag der DBP aus dem Jahre 1970 beträgt 
rd. 531 Mio DM, der voraussichtliche Verlust des Rechnungs- 
jahres 1971 rd. 1,6 Mrd DM. Ob auch der Verlust des Jahres 
1971 auf neue Rechnung vorgetragen oder vom Eigenkapital 
abgebucht wird, entscheidet der Verwaltungsrat der DBP 
nach Vorliegen des Jahresabschlusses 1971. 


4. Welche Maßnahmen (zahlenmäßige Auswirkungen) zur Deckung 
dieser Verluste einschließlich Veriustvorträge der beiden Son- 
dervermögen sind seitens der Bundesregierung bisher 

a) zu Lasten des Bundeshaushalts, 

b) durch betriebliche Maßnahmen, 

c) durch Gebühren- bzw, Tariferhöhungen 
vorgesehen? 

a) Bundesbahn 

Zur Deckung dieser Verluste einschließlich der Vorfinan- 
zierung der vorgenannten Verlustvorträge sind im Entwurf 
des Bundeshaushalts 1972 Liquiditätszuwendungen in Höhe 
von 2570 Mio DM vorgesehen. Dieser Betrag wird sich je- 
doch wegen der erforderlichen Erhöhung der Abgeltungs- 
leistungen für den Schienenpersonennahverkehr und für 
strukturell überhöhte Versorgungslasten der DB aufgrund 
der EG-Verordnungen Nr. 1191/69 und Nr. 1192/69 um ca. 
770 Mio DM vermindern. 

In ihrem Betriebsbereich wird die Bundesbahn ihre Rationa- 
lisierungs- und Modernisierungsmaßnahmen fortsetzen. 

Für etwaige Tariferhöhungen hat die Bundesregierung der 
DB erneut eine Rahmengenehmigung für eine Spanne bis zu 
20 v. H. erteilt. 

b) Bundespost 

Im Bundeshaushalt 1972 ist im Einzelplan 13 mit der Zweck- 
bestimmung „Übernahme von Zinsen für Anleihen der DBP" 
ein Betrag von rd. 191 Mio DM vorgesehen. Dieser Betrag 
vermindert in der Aufwandsrechnung der DBP die Zinsauf- 
wendungen für Fremdkapital, d. h. der Verlust des Rech- 
nungsjahres 1972 würde ohne diese Maßnahme um 191 Mio 
DM höher sein. 

Ferner überläßt der Bund der DBP den Differenzbetrag der 
an sich gemäß § 21 PostVerwG geschuldeten Ablieferung in 
Höhe von 6 2 /s v. H. der Betriebseinnahmen und einer 
7 °/oigen Verzinsung des Eigenkapitals zum Zwecke der Auf- 
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Stockung des Eigenkapitals der DBP. 1972 handelt es sich 
dabei um einen Betrag von rd. 805 Mio DM. 

Die DBP wird ihre Rationalisierungsmaßnahmen fortsetzen. 
Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen hat 
dem Verwaltungsrat der DBP am 17. Januar 1972 eine Vor- 
lage mit Vorschlägen über Gebührenerhöhungen zugeleitet, 
die im Rechnungsjahr 1972 Mehreinnahmen in Höhe von 
rd. 1150 Mio DM erbringen sollen. 


5. Auf welche Beträge sind die Kreditaufnahmen der beiden 
Sondervermögen im Rechnungsjahr 1972 bei Berücksichtigung 
der voraussichtlichen Defizite und der bisher vorgesehenen 
Ausgleichsmaßnahmen zu schätzen? 

a) Bundesbahn 

Die Kreditaufnahme der DB wird aus heutiger Sicht auf 
brutto rd. 4,4 Mrd DM geschätzt. Unter Berücksichtigung 
eines Bedarfs für Schuldentilgung von rd. 1,9 Mrd DM ergibt 
sich ein Nettokreditbedarf von rd. 2,5 Mrd DM. 

b) Bundespost 

Die Kreditaufnahme der DBP wird aus heutiger Sicht auf 
brutto rd. 8,2 Mrd DM geschätzt. Unter Berücksichtigung 
eines Bedarfs für Schuldentilgung von rd. 2,1 Mrd DM ergibt 
sich ein Nettokreditbedarf von rd. 6,1 Mrd DM. 


6. Glaubt die Bundesregierung, daß es ihr aus heutiger Sicht 
möglich ist, die in ihrem Finanzplan vorgesehenen Zahlungen 
an die Bundesbahn ab 1973 nicht erhöhen zu müssen? 

Die Bundesregierung wird diese Frage im Rahmen des vom 
Bundestag zum 30. Juni 1972 einstimmig angeforderten Berichts 
beantworten, der u. a. die voraussichtliche finanzielle Entwick- 
lung der DB bis 1975 und die zur Sanierung der DB im einzelnen 
bis 1975 vorgesehenen Maßnahmen (insbesondere Einsatz von 
Bundesmitteln, Übernahme der Schuldenlast und Auswirkungen 
auf den Bundeshaushalt) behandeln soll. 


Leber 
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